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Liebe Freunde, 
er Bundesvorstand hat auf seiner Sitzung am 
•   März   1982   einstimmig   beschlössen,   am 
arnstag, dem 5. Juni 1982, in Bonn eine Groß- 

^onstration zu veranstalten. 
Ir wollen am 5. Juni gemeinsam mit unseren 
Runden, mit unseren Familien, mit Frauen und 
ndern in  Bonn zusammenkommen  und für 

g.n Frieden in Freiheit demonstrieren: Für das 
undnis, die Gemeinschaft und die Werte der 

festlichen Welt. 
'r erleben seit Jahren, wie die Maßstäbe und 
undlagen  unserer  Innen-  und  Außenpolitik 
ntinuierlich verschoben und ausgehöhlt wer- 
n- So ist es dahin gekommen, daß viele die 
Rüstung und die expansive Politik der So- 

Jetunion verharmlosen. Immer häufiger werden 
ten 6re Freunde< vor a'lem die Vereinigten Staa- 

n. denen wir seit über dreißig Jahren den Frie- 
n in Freiheit verdanken, auf die Anklagebank 

UnH6tZt" ^'e Erkenntnis ging weithin verloren, 
fQ    der Wille ist vielfach geschwächt, daß wir 
den     Freineit. die wir lieben, und für den Frie- 

• den wir wollen, auch Opfer und Engage- 
nt aufbringen müssen. 

daf nstration am ^' ^uni wird ein Signal 
rje

Ur Sein, daß die überwältigende Mehrheit der 
rje^JSchen sich für unsere Bundesrepublik 
2ia| nland> für unseren freiheitlichen und so- 
weit n ^ecntsstaat sowie für den Frieden in Frei- 

T- °ei uns und in der Welt, einsetzt. 
(Fortsetzung auf Seite 2) 

Ab 20. April 
unter der Rufnummer 
(02 28) 54 45 28 
erhalten Sie alle Auskünfte 
über die organisatorischen 
Vorbereitungen der 
Großdemonstration am 
5. Juni in Bonn 

•   FINANZEN 
Sanierung bei den Ausgaben 
Voraussetzung für Steuer- 
entlastungen Seite 5 

•   DDR 
Militarisierung mit dem 
Grundlagenvertrag nicht 
vereinbar Seite 6 

•   ASYLANTEN 
Der Gesetzentwurf des Bundes- 
rates darf nicht länger 
verschleppt werden Seite 7 

•   EL SALVADOR 
Die demokratischen Kräfte um 
Duarte brauchen unsere volle 
Unterstützung Seite 11 

•   DOKUMENTATION 
Initiativen zur kommunalen 
Selbstverwaltung grüner Teil 
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INFORMATION 

Nagelprobe für die 
„Friedensbewegung" 
In der „Friedensbewegung" ist es im Vor- 
feld der für den 10. Juni geplanten Anti- 
NATO- und Anti-Reagan-Demonstration 
zum offenen Streit gekommen. Anlaß ist 
der dominierende Einfluß „der DKP und 
ihrer Subsysteme", der von den Grünen 
lautstark und von den Jusos ziemlich lei- 
se kritisiert wird. 
Hierzu erklärte Philipp Jenninger, Parla- 
mentarischer Geschäftsführer der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Mit dem am Wochenende beschlossenen 
Aufruf zur Demonstration am 10. Juni, der 
in seiner moskaufreundlichen Einäugigkelt 

kaum noch zu überbieten ist, hat sich die 
„Friedensbewegung" selbst diskreditiert 
Es bleibt abzuwarten, ob die Grünen und 
die SPD-Jusos den Willen und die Kraft 
haben, hier nachträglich andere Akzente 
zu setzen. 

Eine erste Nagelprobe steht der „Frie^ 
densbewegung" bereits bei den soge- 
nannten „Ostermärschen" bevor. Erst v°^ 
zwei Wochen hat nämlich die Bundesre- 
gierung in der Anwort auf eine Kleine Ab- 
frage der CDU/CSU festgestellt, daß d"e 

DKP und ihre Hilfsorganisationen als -^ 
itiierende, organisierende und steuernd 
Kraft der Ostermärsche 1982" zu betracn- 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Um den 5. Juni zu einer machtvollen Demonstration unserer Partei werden i 
lassen, bitte ich Sie um Ihre persönliche Unterstützung. Ich erwarte Sie am &j 
Juni in Bonn und bitte Sie, in Ihrem Bereich persönlich für die Teilnahme z 
werben und sich voll und ganz hinter diese Aktion zu stellen. 
Für den Transport nach Bonn werden über die CDU-Bundesgeschäftsstel'e 

Sonderzüge der Deutschen Bundesbahn organisiert. Die CDU-Kreisgeschäfts_ 
stellen erhalten hierzu — wie zu allen organisatorischen Fragen des Transpo*1 

— detaillierte Informationen. 
Wir werden es nicht einer Minderheit überlassen, mit ihren Aktivitäten das Bi ^ 
Deutschlands nach innen und außen zu bestimmen. Wir Christlichen Dernok[l 
ten müssen als die stärkste politische Kraft unseres Landes der Welt das wir* 
ehe Bild von Deutschland vermitteln. 

Für Ihre Mithilfe darf ich Ihnen schon jetzt sehr herzlich danken. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 

(Helmut Kohl) 

S^\ 
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seien; die Forderungen in den Aufru- 
der   Ostermarschierer   entsprächen 

" en derzeitigen Zielen oder Vorschlägen 
r sowjetischen Außenpolitik". 
9esichts dieser Auskünfte des Parla- 

ler
entarischen Staatssekretärs von Schoe- 

die
mUß davon ausgegangen werden, daß 

v_. "0stermärscheu zu einem neuen Festi- 
flj     es Anti-Amerikanismus und der be- 
der?611  Scnon.un9  und  Rechtfertigung 

Sowjetunion geraten werden. 

9liecl a"eS kann das SPD_Vorstandsmit- 
w   0skar Lafontaine offenbar nicht da- 
K°n abhält. bui Jr9 auf 

ten, am Ostersamstag in Duis- 
•  einer Kundgebung des Oster- 

WoMCh"Komitees Ruhr zu sPrecnen' ob~ 
Vvestfder Gescnaftsführer der nordrhein- 
geJ?liscnen SPD festgestellt hat, daß 
^uh 6 d'e Ostermarsch-Bewegung im 
ße- 9ebiet besonders stark „auf die au- 
tiert«0     cnen Interessen Moskaus orien- 

W, 
ist. 

n0rn 
die -Friedensbewegung" ernstge- 

sten^6" werden wi"- muß sie schnell- 
Schaff rneit über ihre Bündnispolitik 
jenj 

en ur>d sich unzweideutig von den- 
ein2l n d'stanzieren, die in unserem Land 

Wjetu Und allein die Geschafte der So" 
ne ^

ou besorgen. Wenn die SPD - ei- 
6rnst°

Cne vor ihrem Parteitag — noch 
clie   ^

en°mmen werden will, gilt für sie 
SchrnHChe Forderun9- Denn mit Helmut 
TO-rj Und Rona|d Reagan für den NA- 
fonta°

Ppe|beschluß, aber mit Oskar La- 
Wird "® ur>d der DKP dagegen  -  das 
schai   

manl'ch zu einem unerträglichen 
auspiel. 

bUj^rbeitsmarkt 
De 

,Dt angespannt 
Arbe^

0r,bedingte leichte Rückgang der 
darf nj °

si9keit gegenüber dem Vormonat 
<% st

cht darüber hinwegtäuschen, daß 
beitS|0 

ukturelle und konjunkturelle Ar- 
de$ ^_.9keit weiter  über den  Gre 

sozial nzen 
und wirtschaftlich Vertretbaren 

liegt, erklärte der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Arbeit und Soziales, MdB Heinz 
Franke. 

Die saisonbedingten Arbeitslosenzahlen 
sind extrem hoch. Selbst bei einer Ver- 
besserung der Wirtschaftskonjunktur ab 
Mitte dieses Jahres ist mit einer spürba- 
ren Verbesserung der Nachfrage nach Ar- 
beitskräften kaum zu rechnen. Das Nach- 
rücken starker Jahrgänge auf den Arbeits- 
markt und ein starker Zuwachs der Zahl 
der Ausländer, die Arbeitserlaubnis erhal- 
ten, nachdem ihre Wartezeiten als Asylbe- 
werber oder Familienangehörige abgelau- 
fen sind, werden ein strukturelles An- 
wachsen der Arbeitslosigkeit zur Folge 
haben. Die jahresdurchschnittliche Ar- 
beitslosigkeit in 1982 dürfte damit den 
Stand von 1,7 Mio. und die Arbeitslosen- 
quote von 7% beträchtlich übersteigen. 
Es zeichnet sich schon jetzt deutlich ab, 
daß die rund jeweils 3,5 Mrd. DM, die der 
Bund jeweils als Zuschuß an die Bundes- 
anstalt für Arbeit und für die Arbeitslosen- 
hilfe (insgesamt 7 Mrd. DM) im Haushalt 
des Bundesarbeitsministeriums für 1982 
eingesetzt hat, in einem Nachtragshaus- 
halt um mindestens 5 bis 6 Mrd. DM auf- 
gestockt werden müssen. 

SPD unterdrückt 
Friedenstendenzen 
Die Ostberliner Attacken auf die sich im 
kirchlichen Bereich der DDR formierende 
Friedensbewegung nimmt von Tag zu Tag 
schärfere Formen an. Wurden die Angriffe 
bislang vor allem von der FDJ und ihrer 
Zeitung „Junge Welt" vorgetragen, so ha- 
ben sich neuerdings auch die „Deutsche 
Lehrerzeitung" und „Radio DDR" in die 
Kampagne eingeschaltet. Die kirchliche 
Friedensbewegung — Motto: „Schwerter 
in Pflugscharen verwandeln" — verkenne 
die bedrohliche Lage, in der sich die so- 
zialistischen Länder gegenüber den 
„westlichen Imperialisten" befänden. We- 
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nige Tage, nachdem die DDR per Gesetz 
die Militarisierung weiter vorangetrieben 
hat — indem fortan auch Frauen zum Waf- 
fendienst herangezogen werden können 
—, stellt man in Ost-Berlin die groteske 
Behauptung auf, im Westen fände zur Zeit 
eine totale „Militarisierung des ganzen Le- 
bens" statt. Dazu MdB Willi Weiskirch: 
Diese doppelzüngige Haltung sollte allen 
zu denken geben, die hierzulande nichts 
dabei finden, wenn sich DKP und kommu- 
nistische SDAJ mit Transparenten und 
Sprechchören den Friedensmärschen an- 
schließen. Sie müssen jedenfalls wissen, 
daß die Kommunisten drüben nicht zim- 
perlich sind, wenn es gilt, ungebetene 
Friedenskämpfer zum Schweigen zu brin- 
gen. 

Zustimmung zur 
Abrüstungsinitiative Reagans 
Zu der neuen Abrüstungsinitiative Präsi- 
dent Reagans erklärte der .Obmann der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Unter- 
ausschuß für Abrüstung und Rüstungs- 
kontrolle Jürgen Todenhöfer: Reagans 
Absicht, durch Verhandlungen die Atom- 
waffenarsenale der Sowjetunion und der 
USA nicht nur einzufrieren oder nach 
oben zu begrenzen, sondern erheblich 
nach unten zu verringern, ist ein großer 
Fortschritt gegenüber früheren Verhand- 
lungsansätzen, insbesondere gegenüber 
SALT II. Reagan hat damit erneut all jene 
widerlegt, die den amerikanischen Willen 
zu weltweiter atomarer Rüstungsvermin- 
derung immer wieder bezweifelt haben. 
Die zur Zeit laufenden Nachrüstungspro- 
gramme der USA stehen dem nicht entge- 
gen. Die USA wollen zu Recht nicht aus 
einer Position der Schwäche verhandeln. 
Die Abrüstungsverhandlungen der letzten 
Jahre haben gezeigt, daß die Sowjetunion 
einem Verhandlungspartner nichts gibt, 
der nichts in der Hand hat, womit er so- 
wjetische Zugeständnisse bezahlen kann. 

Polenkredite 
sorgfältiger prüfen 
Ein großer Teil der Kredite, die der Westen 
an Polen gegeben hat, wird nach Auffa " 
sung des schleswig-holsteinischen M|n 

sterpräsidenten Stoltenberg nicht zurüc 

gezahlt werden. Es sei an der Zeit, dies 
Thema endlich offen anzusprechen. 

Das gelte auch für Rumänien. Wegen de 
zweifelhaften     Kreditwürdigkeit     einige 
osteuropäischer Länder hat Stoltenberg 
während eines kürzlichen Besuchs in de 
USA seinen amerikanischen Gespräch 
Partnern empfohlen, eine Bilanz der wes - 
liehen Länder über die bisherige Kr® 
und   Bürgschaftspolitik  gegenüber  de 
Ostblock erarbeiten zu lassen. Die sic^ 
verschärfende  Systemkrise  im  0stbl°H

C
e 

mache es nötig, sagte Stoltenberg, dl 

Handelsbeziehungen   auf  eine   ausgeQ 
chene Basis von Leistungen und Gegen 
leistungen zu stellen. Grundsätzlich seie 
Kredite auch in Zukunft denkbar, jedoc 
dürften sie nur „zu kommerziellen Bedm 
gungen" gegeben werden. 

EG kommt nicht vom Fleck 
Zu dem kürzlich beendeten Treffen de 
Staats- und Regierungschefs der Europa' 
sehen Gemeinschaft erklärte Helmut K° 
u. a.: Das wortreiche Kommunique kan 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die " 
riode der Entscheidungsverweigerung |el 

der immer noch nicht beendet ist. Seit nu 
mehr zwei Jahren wird die Europäisc 
Gemeinschaft durch den Streit über de 
britischen   Haushaltsbeitrag   gelähmt- 
wurde auch bei den jüngsten Beratunge 

zu Lasten überfälliger Entscheidungen ' 
allen Bereichen der Wirtschaftspolitik fon' 
gesetzt. In dem Kommunique fehlt ^• 
ein klares Wort zur Beschleunigung, Stra 
fung   und   politischen   Orientierung   d ^ 
längst  überfälligen  Entscheidungen  de 
Ministerrates. 
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BUNDESFINANZEN 

Sanierung bei den Ausgaben 
Voraussetzung für Steuerentlastungen 
*u den Antworten der Bundesregie- 
rung auf die Kleinen Anfragen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion zum 
umfang der für 1984 beabsichtigten 
^teuerentlastungen und zur Entwick- 
lung der Staats- und Abgabenquote 
®rklärt der finanzpolitische Sprecher 
Je; CDU/CSU-Fraktion, Hansjörg 
nafele: 

^ie Antwort der Bundesregierung zum 
T^ Umfang der für 1984 beabsichtigten 

teuerentlastungen zeigt, daß die Regie- 
.Un9 sich noch im unklaren und uneinig 
lsf- was sie 1984 steuerrechtlich eigentlich 

"'• Sollen die heimlichen Steuererhöhun- 
9en bei der Lohn- und Einkommensteuer 

un abgebaut werden — ohne Wenn und 
ber? Oder sollen sie doch zumindest 

teilweise — bei gleichbleibender Steuer- 
en ote  ~~  beispielsweise zum Ausgleich 
"ikender Gewinnsteuern beibehalten 

Werden? 

Jemand glaubt der Regierung, der Weg 
u Steuerentlastungen führe zunächst ein- 

rTlal über eine Erhöhung der Mehrwert- 
steuer. Insbesondere die FDP sollte end- 
lich aufhören, diesen Eindruck zu erwek- 
er>- Denn niemand traut dieser über- 
müdeten und kaum noch handlungsfähi- 

gen Regierung zu, daß sie bis 1984 in der 
age ist, eine durchgreifende Sanierung 
e" den Ausgaben  herbeizuführen,  was 

Aussetzung    für 
*äre. 

Steuerentlastungen 

?.le CDU/CSU lehnt die von der Bundesre- 
9ierun 
hu 

9    geplante    Mehrwertsteuererhö- 
n9 ohne Wenn und Aber ab, auch zur 

Finanzierung des Abbaues heimlicher 
Steuererhöhungen bei der Lohn- und Ein- 
kommensteuer. Denn das wäre kein Ab- 
bau heimlicher Steuererhöhungen, son- 
dern im Gegenteil deren Zementierung auf 
Dauer. 
Aus der Antwort über die Entwicklung der 
Staats- und Abgabenquote ergibt sich, 
daß die Staatsquote (Ausgaben des Staa- 
tes einschl. Sozialversicherung im Verhält- 
nis zum Bruttosozialprodukt) um 5 Pro- 
zentpunkte höher ist als 1970. Das heißt: 
Das Mehr zu einem gegenüber 1970 un- 
veränderten Staatsanteil beträgt 1982 bei 
den Ausgaben des Staates bereits über 
160 Milliarden Mark und die Abgabenlast, 
die Bürger und Betriebe zusätzlich zu tra- 
gen haben, liegt 1982 bereits bei mehr als 
80 Milliarden Mark. 

Auf das koalitionsinterne Gerangel über 
die Finanzierung des sog. Beschäfti- 
gungsprogramms weist der wirtschafts- 
politische Sprecher der Bundestagsfrak- 
tion, Theo Waigel, hin. Während maßgebli- 
che Teile der SPD nach wie vor eine Er- 
gänzungsabgabe und eine Arbeitsmarkt- 
abgabe fordern, hat Bundeswirtschaftsmi- 
nister Graf Lambsdorff offensichtlich die 
geplante Anhebung der Mehrwertsteuer 
ad acta gelegt. 

Da weitere Umschichtungen innerhalb des 
Bundeshaushalts ohnehin im Hinblick auf 
den Haushalt 1983 unumgänglich sind, ist 
es nunmehr Aufgabe der Bundesregie- 
rung, dem Schwarzen-Peter-Spiel ein 
Ende zu bereiten und konkrete Vorschlä- 
ge für Eingriffe auf der Ausgabenseite des 
Bundeshaushalts vorzulegen. 



UiD 12 • 8. April 1982 • Seite 6 

DDR 

Militarisierung mit dem 
Grundlagenvertrag 
nicht zu vereinbaren 
Die Militarisierung des gesamten ge- 
sellschaftlichen Daseins in der DDR 
hat in der letzten Zeit einen besorg- 
niserregenden Umfang angenom- 
men. Deshalb haben die Unionsfrak- 
tionen eine Große Anfrage im Bun- 
destag eingebracht/Dazu erklärt der 
deutschlandpolitische Sprecher der 
Bundestagsfraktion, Peter Lorenz: 

Der im Jahre 1978 eingeführte Wehr- 
kunde-Unterricht an den Oberschulen 

der DDR wurde zum 1. September 1981 
noch ausgeweitet und verschärft. Zum 1. 
Dezember 1981 erfolgte die Einführung 
einer obligatorischen Zivilverteidigungs- 
schulung der gesamten DDR-Bevölke- 
rung. Am 25. März dieses Jahres wurde 
ein neues DDR-Wehrdienstgesetz verab- 
schiedet, das die Militarisierung der DDR- 
Gesellschaft nunmehr auch gesetzlich 
festschreibt. 
Im Grunde beschreiben die neuen Rege- 
lungen nur das, was schon seit längerem 
konsequent praktiziert wird: Die intensive 
Militarisierung aller Lebensbereiche in der 
DDR. Vom Kindergarten über die Schulen, 
Universitäten und Betriebe und mit Hilfe 
aller dafür geeigneten oder sogar ge- 
schaffenen Organisationen — den „Jun- 
gen Pionieren", der FDJ, der „Gesellschaft 
für Sport und Technik" und den soge- 
nannten „Betriebskampfgruppen" — hat 
die SED ein Verbundsystem der vormilitä- 
rischen und paramilitärischen Ausbildung 
geschaffen, das alle wehrtauglichen Be- 
wohner der DDR möglichst lückenlos er- 
fassen soll. 
Vorrangige Zielgruppe ist selbstverständ- 

lich die Jugend, die einem wahren Propa- 
ganda-Trommelfeuer ausgesetzt ist, den 
Waffendienst als einen zentralen Bestand- 
teil ihres Lebensplans zu betrachten. Wer 
sich dem zu entziehen versucht, muß „ge" 
seilschaftliche" und berufliche Nachteile 
hinnehmen. Vor allem die Schulen werden 
mehr und mehr zu Stätten der vormilitäri- 
schen Ausbildung umfunktioniert. 
Dieser Kult des Militärischen, die prakti- 
sche Einübung des Militärhandwerkes be- 
reits im Kindesalter sowie die damit ein- 
hergehende ideologische Erziehung zurn 

Haß und die Propagierung eines gezielten 
Feindbildes löst in der DDR zunehmende 
Unruhe und Besorgnis bei der Bevölke- 
rung aus. Insbesondere die Kirchen in der 
DDR befassen sich kritisch mit der fort- 
schreitenden Militarisierung des gesell- 
schaftlichen Lebens. 
Auch uns berührt es, wenn im anderen 
Teil Deutschlands ein fataler Militarismus 
gezüchtet wird. Diese Entwicklung dien 
weder dem Frieden noch dem Ansehen 
Deutschlands in der Welt, sondern für" 
dazu, daß immer mehr Menschen in der 

DDR in Gewissenskonflikte und persönH' 
ehe Bedrängnis geraten. Aber auch in de 
Bundesrepublik Deutschland breitet sie 
Sorge vor dieser friedensbedrohenden Mi- 
litarisierung der DDR aus. Mit den Zielset' 
zungen des Grundlagenvertrages ist dies^ 
Entwicklung in keiner Weise zu vereinig 
ren, denn die in der DDR betriebene ^r^'er 

hung zu Haß und Feindseligkeit — mit de 
Bundesrepublik Deutschland als kontf6' 
tem Feinbild — widerspricht eindeutig den 
angestrebten „normalen gutnachbarliche 
Beziehungen". 
Nach Auffassung der CDU/CSU entwic- 
kelt sich die geistige und praktische A 
rüstung der DDR zu einer immer größere 

Belastung der innerdeutschen Bezieh^ 
gen. Wir halten es deshalb für dringen 
notwendig,   dieses  Thema  zum   ^ege 
stand einer politischen Diskussion in d 
Bundesrepublik Deutschland zu maen 
und fordern, es mit Nachdruck auf die " 
nerdeutsche Tagesordnung zu setzen. 
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ASYLANTEN 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates 
darf nicht länger verschleppt werden 
*u den Angriffen der Koalitionsfrak- 
«onen von SPD und FDP auf den ba- 
en-württembergischen Ministerprä- 

sidenten Lothar Späth wegen des- 
en Haltung bei der Abwehr von 

^cneinasylanten erklärt der Bericht- 

fr lvr der c°U/CSU-Bundestags- 
aktion im Rechtsausschuß, MdB 

wo,fgang Bötsch: 

M!t üblen Ausfällen gegen die  Union 

Jah SUchen SPD und FDP ihre bereits 

auch6 • andauernde Handlungsunfähigkeit 
n in dieser Frage zu verbergen. Auf 

rej .einen Seite hoffen sie, sich mit unzu- 
der uden Geständnissen an den von 
SpD 

on in'tüerten und auch von den 
gen ~9efunrten Landesregierungen getra- 
ue en..Entwurf des Bundesrates dem im- 
Bev?i!arker anwacnsenden Unmut in der 
ren i n9 zu entziehen. Auf der ande- 
'deoi te werden SPD und FDP durch 

dert |ISChe Voreingenommenheit gehin- 
Üche * 'm Rahmen der Verfassung mög- 
rnenr

n tel so einzusetzen, daß niemand 
cner V/

Zur bl°ßen Erlangung wirtschaftli- 
Steu        eile auf Kosten der deutschen 
tunnerZahler das Asyl" und das Verwal- 
Se 

9Sstre|tverfahren mißbrauchen kann. 

mitteiahren ist erkennbar, daß alle Rechts- 
djes    Und Verfahrensmöglichkeiten von 
^eck h

Asylbetrü9ern zu dem einen 
deri *. bls zur Neige ausgeschöpft wer- 
deSafl'

e Dauer ihres Aufenthalts im Bun- 
Wer ai soweit wie möglich zu strecken, 
tische Wlrklich Verfolgter aus dem sowje- 
PolitjA Machtbereich im Bundesgebiet 
bei e 

Zuf|ucht sucht, wird diese auch 
die o'rnem dezentralisierten möglichst an 

enzen verlegten Verfahren finden. 

In allen anderen Fällen haben diejenigen, 
die wirklich politisch verfolgt waren, in al- 
ler Regel in einem Land bereits Zuflucht 
vor Verfolgung gefunden, sonst wäre es 
ihnen überhaupt nicht möglich gewesen, 
bis an die deutsche Grenze oder auf einen 
deutschen Flughafen zu gelangen. Die 
Gefahr von Fehlentscheidungen der Be- 
hörden wird hier durch die mögliche Inan- 
spruchnahme einer gerichtlichen Instanz 
in ausreichendem Maß gebannt. Diesem 
Gericht muß es ermöglicht werden, die 
Fälle, die nur wegen der Verlängerung des 
vorläufigen Aufenthalts im Bundesgebiet 
betrieben werden, durch eine unanfecht- 
bare Entscheidung zum Abschluß zu brin- 
gen. 

Die Union wird deshalb an dem vom Bun- 
desrat eingebrachten Entwurf, der gegen- 
über ihren ursprünglichen Vorstellungen 
bereits einen Kompromiß darstellt, festhal- 
ten und auf unverzügliche Verabschie- 
dung drängen. Angesichts der Tatsache, 
daß SPD und FDP die Beratungen über 
den Entwurf des Bundesrates über ein 
Jahr bereits verzögert haben, sind die An- 
griffe der Koalition auf das Land Baden- 
Württemberg völlig deplaziert. Minister- 
präsident Späth hat mit den beschränk- 
ten Kompetenzen eines einzelnen Landes 
das Problem der Scheinasylanten für sein 
Gebiet weitgehend in den Griff bekom- 
men, obwohl die umfassendere Aufgabe, 
die zu groß gewordene Zahl von Auslän- 
dern auf ein erträgliches Maß zurückzu- 
führen, immer noch ihrer Lösung harrt und 
von den Bundesländern allein auch nicht 
bewältigt werden kann. 
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KINDERFIBEL 

Entwicklungshilfe 
nach dem Strickmuster 
„Reich unterdrückt arm" 
„Den Kindern hier von den Kindern 
draußen berichten" ist ein sinnvoller 
Vorsatz, den das Ministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(BMZ) vor drei Monaten in Form ei- 
ner Kinderfibel dokumentierte. Die 
Frage, wie die Problematik der Ent- 
wicklungshilfe in ein einfaches, für 
Kinder verständliches Schema ge- 
bracht werden kann, wurde von den 
Verfassern jedoch nicht befriedigend 
gelöst. 

Nach dem Strickmuster „Reich unter- 
drückt arm" läßt sich die Welt sehr 

einfach erklären, stellt MdB Leni Fischer 
dazu fest. So erfahren die kindlichen Le- 
ser gleich zur Einleitung, daß Reichtum 
äußerst ungerecht sei und Ungerechtig- 
keit überwunden werden müsse. „In eini- 
gen Ländern sind Menschen nur krank, 
weil sie zu viel essen. Und wieder andere 
bei uns haben bloß Sorgen, weil sie so 
reich sind. Ist das nicht ungerecht? Wenn 
sich das nicht ändert, kann unsere Welt 
nicht schön werden — schön für alle." 
Reichtum bedeutet hier nur Ausbeutung 
und Einsatz von Macht zur Unterdrückung 
der Armen. 
Nachdem zu Anfang der Fibel unsere 
Wohlstandsgesellschaft mit genügend ne- 
gativen Anmerkungen belegt wird, läßt 
sich in einem zweiten Schritt sehr schnell 
der Schuldige für die Armut in der Dritten 
Welt finden. Wer sollte es anders sein als 
die reichen Industrieländer? Die Men- 
schen, bei denen Kakao wächst, verkau- 
fen ihn an andere Länder. Aber was er ko- 
sten soll, dürfen sie nicht bestimmen. Das 

legen die anderen fest — ausgerechnet 
die, die Schokolade nur aufessen. 
Die Bösen sind die „fremden Händler", die 
von 30 Pfennig Erlös pro Banane 27 Pfen- 
nig für sich einstreichen. Verschwiegen 
werden die Kosten, die für Transport und 
Lagerung auch dann anfallen, wenn die 
Bananenpflücker oder Schokoladenher- 
steller den Handel selbst übernehmen. 
Ergebnis wäre — nach Fibel — eine ge- 
rechte Entlohnung; was unter dem Begriff 
Gerechtigkeit verstanden werden soll, 
wird am Ende der Schrift besonders deut- 
lich: „Gleich viel für jeden — so muß es 
werden." 
Die  Autoren   der  Schrift  haben  es  ge" 
schickt  verstanden,  die   Gedanken  der 
subjektiven Wertlehre von  Karl  Marx 'n 

Kinderdeutsch umzusetzen, was dann so 
klingt: „Drei Pfennig sind wenig für den 
Landsmann,  der den  Boden  pflegt, aU' 
dem die Bananen wachsen. Wenig für ei- 
nen,  der sie  in  brütender  Hitze  ernten 
muß.  Auch   Bananenpflücker wollen an- 
ständig verdienen."  Der Preis für diese 
Leistung wird nicht über den Nutzenbei- 
trag  der Leistung für  Dritte gemessen, 
sondern   nach   subjektiver  Einschätzung 
der Leistung durch den Bananenpflücker- 
Somit ist der Marktmechanismus mit de 
Preisbildung durch Angebot und Nachfra' 
ge nach der Fibel ungerecht; gerecht ist. 
jeden nach seinen Bedürfnissen zu ent- 
lohnen: „Wenn jeder nur das nimmt, was 
er wirklich braucht, ist für alle genug da- 
Wen dieses Verständnis vom gerechte^ 
Preis noch nicht überzeugt hat, wird spa' 
testens bei der Androhung eines Umver- 
teilungskrieges  auf  den   ideologisch *• 
bunten Bildern vorgezeichneten Kurs ein 
schwenken. Frieden herrscht erst, wen 
gleicher Wohlstand für alle gilt. „Solange 
das, was unsere Erde bietet, so schlecn 
verteilt ist, wird es Kampf geben." 
Wer so argumentiert, weckt Verständnis 
für das gewaltsame, kriegerische Austra 
gen von Meinungsverschiedenheiten un 
Unverständnis für unsere Wirtschafts- un 
Gesellschaftsordnung. 
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KOALITION 

Sin trauriges Bild 

che
dem neuen Kabinettsbeschluß in Sa- 

de 
n "2umutbarkeitsanordnung"  erklärte 

frakt     eCher der CDU/csu-Bundestags- 
nett °

n Eduard Ackermann, dieser Kabi- 
för d,     cnluß sei ein weiterer Beleg da- 
aktio     ..d!e Bundesregierung nicht mehr 

Jnsfäh ig sei 

^utb Tagen hatte das Kabinett der Zu" 
f(jr   

a/"keitsanordnung der Bundesanstalt 
^aitn        2ugestimmt, die zuvor vom Ver- 
Stjm n9Srat  der  Bundesanstalt  mit  den 
Srhi   en    der    Regierungsvertreter    be- 

Nac     
en Worden war 

2üstj 
einer Woche zog das Kabinett seine 

deSm
mmun9 zurück und beauftragte Bun- 

nahrnlniSter Ehrenberg mit einer Stellung- 
deci<.

e
i_fur die endgültige Entscheidung 

D.   Kabinetts. 

Sche!d'e9t ^etZt vor: sie ist eine Nicnt_Ent" 
und w Ung; statt klar zu sagen, was sie will 
regj 

as sie nicht will, schiebt die Bundes- 
weit*^9 die Verantwortung auf die Ar- 
D. lsamter ab. 

cles   
ahmung  und  Handlungsunfähigkeit 

re'cht tts  hat  eine  neue  Stufe  er~ 
aUchu   An  d'e  Stelle  des  „Sowohl-Als- 
^ch" nn 'etzt das Prinz'P des .Weder 
hat seh SPD"parteivorsitzende Brandt 
»<% B recht- wenn er feststellt, daß 
des °nner Koalition kein überzeugen- 
sten'tu 

0ndern eher ein trauriges Bild vor- 

Di
n dl* Grünen 
le in ? • 

öer6jt   ^'^gsberichten wiedergegebene 
l0rs Woifaft des Hamburger Umweltsena- 
sischen n9 Curilla (SPD) und des hes" 
(SfbD)   j Umweltministers, Karl Schneider 

n "hren  Ländern Koalitionen mit 

den Grünen einzugehen, ist ein erneuter 
Beweis dafür, wie wenig Hoffnung die So- 
zialdemokraten haben, alleine vor den 
Wählern bestehen zu können. Die Abwahl 
aus den Regierungsämtern vor Augen, 
stört sich die SPD nicht daran, daß sie 
ausgerechnet mit jenen ein Bündnis ein- 
geht, die alles tun, um bereits den Ansatz 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu 
verhindern. Die Erhaltung der Macht ist of- 
fenbar manchem Sozialdemokraten wich- 
tiger als die Sicherung der Arbeitsplätze, 
erklärte CDU-Sprecher Wolter v. Tiesen- 
hausen. 

Gscheidle versucht, 
DKP-Funktionäre zu schützen 
Es liegen konkrete Anhaltspunkte dafür 
vor, daß das Bundespostministerium ver- 
sucht hat, den Bundesdisziplinaranwalt 
und einen Untersuchungsführer massiv 
unter Druck zu setzen, um die Durchfüh- 
rung von Disziplinarverfahren gegen 
DKP-Funktionäre im Bundesdienst im ge- 
genwärtigen Zeitpunkt zu verhindern. Dies 
berichtete der innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Carl- 
Dieter Spranger (CSU) und erklärte weiter 
dazu: 

Dieses Verhalten des Postministeriums ist 
ein schwerer Eingriff in die Unabhängig- 
keit der Disziplinarführer und kommt dem 
Versuch einer Rechtsvereitelung gleich. 
Es verstößt gegen das gesetzliche Gebot, 
die Disziplinarverfahren beschleunigt 
durchzuführen. Wegen der Schwere des 
Eingriffs müssen die Verantwortlichen un- 
verzüglich zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

Es darf nicht so weit kommen, daß Beam- 
te, die pflichtbewußt und loyal die Gesetze 
ausführen, unter Druck gesetzt und an der 
Ausführung der Gesetze gehindert wer- 
den, nur weil dies nicht in das politische 
Konzept paßt. Zur Aufklärung des Sach- 
verhalts wurde von der Unionsfraktion ei- 
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ne parlamentarische Anfrage eingebracht. 
Die ist innerhalb einer Frist von zwei Wo- 
chen zu beantworten. 

Baums Naivität - oder 
Schlimmeres? 
Zu dem von Bundesinnenminister Baum 
angekündigten Gesetzentwurf zur „Diffe- 
renzierung der Verfassungstreue von Be- 
amten nach Funktionen", erklärte der in- 
nenpolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Carl-Dieter Spranger: 
Es kann nur mit Naivität entschuldigt wer- 
den, zu glauben, ein Extremist, der sich in 
seiner Freizeit in einer verfassungsfeindli- 
chen Organisation betätigt, werde seine 
Gesinnung bei Eintritt in das Dienstgebäu- 
de wie einen Hut an der Garderobe abge- 
ben. Jeder weiß obendrein, daß ein Beam- 
ter in scheinbar unproblematischen Funk- 
tionen, wie z. B. der Lokomotivführer, im 
Ernstfall bedeutend größeren Schaden für 
die innere Sicherheit anrichten kann, als 
z. B. ein Ministerialrat in der Umwelt- 
schutzabteilung eines Ministeriums. 

Finanzplanung der Bundes- 
wehr weiterhin ungesichert 
Die erregte Reaktion der SPD im Zusam- 
menhang mit der inzwischen 3. Vertagung 
des „Fünfjahresprogramms '87" der Bun- 
deswehr im Verteidigungsausschuß zeigt, 
wie der verteidigungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter 
Kurt Würzbach, erklärte, in vollem Umfang 
den offenkundigen Schaden, den der ehe- 
malige Finanzminister Apel bis heute als 
Verteidigungsminister angerichtet hat: Er 
ist — auch nach den Lehren aus dem 
TORNADO-Desaster — nicht in der Lage, 
der Öffentlichkeit und dem Parlament eine 
geordnete, realistische Planungs- und Fi- 
nanzierungsgrundlage für die Bundeswehr 
vorzulegen. 
Die Ergebnisse der Langzeitkommission 
— auch wenn sie der Öffentlichkeit im Mai 

in einer „gesäuberten" Fassung vorgeleÖ 
werden — lauten im Klartext: Bei reale^ 
Nullwachstum in Höhe des Verteidigung5' 
haushalts 1981 = 42,1 Mrd. DM sieht d 
Kommission   keine   Möglichkeit,  wie 
Bundeswehr im Rahmen des Bündnisse 

in den 90er Jahren ihren Auftrag erfü"e 

und  dazu  die personelle und  materie 
Einsatzbereitschaft sichern kann. 

Ehrenberg versteckt sich 
Zu einer Äußerung von Minister Ehijf 
berg im heute-journal vom 31. März *y 

erklärt der stellvertretende Vorsitzen 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ad 
Müller (Remscheid): Im heute-journal a 

31. März 1982 antwortete Minister Ehre 
berg auf die Frage, ob er für sein A 
noch genügend Kredit habe, er hab®    n 
den Arbeitnehmern des Ruhrgebiets no 

genügend Vertrauen,  hätte er es 
würde er sehr nachdenken. 

Dazu ist festzustellen: 

nie 

rni* 
Minister  Ehrenberg  sollte  eigentlich 
dem Nachdenken beginnen. Die Ann 
me, er habe noch eine breite Mehrhe' 
Revier, ist doch nur ein frommer Wuns 

Im übrigen: Es geht nicht um Herrn En 

berg, sondern um eine glaubhafte Arb 
und Sozialpolitik. Und dafür steht der ^ 
me Ehrenberg seit langem nicht menr- 

Sehr späte Einsicht 
Die SPD ist nach den Worten ihres p 
desgeschäftsführers   Peter  Glotz  &ej' A 

unter der Voraussetzung gerechte1" 
ausgewogener   Konzepte   Einschrän 
gen im Bereich der sozialen Sicher 
auch für die unteren Einkommenssc 
ten mitzutragen. Glotz schrieb in Q\ ^ 
Beitrag für den „Rheinischen Merkur , 
SPD bestreite nicht, daß die großen s 
len Sicherungssysteme von einer °ü ^ 
schnittlich um fünf Prozent wachsen^ 
Wirtschaft umgestellt werden müßten^ 
ein sehr viel geringeres Wachstum in 

nächsten 15 Jahren. 
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EL SALVADOR 

Die demokratischen Kräfte um Duarte 
brauchen unsere volle Unterstützung 
JJ Cnristlichen Demokraten und Na- 

ord°n.Duarte naben in einer außer- 
^ ^entlieh schwierigen Lage für die 

stiH?0kratle lnres Landes eine ein" 
j mmige und unverzichtbare Lei- 

he?' erbracht' erklärt Generalse- 
Q   tar Heiner Geißler zum Wahlaus- 
gang in El Salvador. Daß die Christli- 
heit" ?emokraten die absolute Mehr- 
ni . nicht gewinnen konnten, liegt 

bea  2Uletzt in der Tatsache 

gründet, daß sie eine Auseinan- 
"ersetzui 
natt en. 

•ng an drei Fronten zu führen 

E'nrnal  den   politischen   Abwehrkampf 
rj||a.   ^en   die   linksextremistische   Gue- 

tjs . eitens die polizeiliche und innenpoli- 
F}6 ,e Auseinandersetzung mit den 
Urn d

tsextremisten und Reformgegnern 
her 

en Ex"Major d'Aubuisson und die frü- 
^ en Großgrundbesitzer; 
Um Schließl'ch einen fortwährenden Kampf 
tUn 

eine wahrheitsgetreue Berichterstat- 
Voni rfÜS ^' Salvador gegen eine zum Teil 
steu 

er s°zialistischen Internationale ge- 
lejrje 

n.Q Desinformationskampagne, die 
Mf»Hir Uber lan9e Zeit auch die deutschen 
^'«n beherrschte. 

Qe^
tWort|ich für die unerwartet hohen 

teier.nh
ne der rechtsextremistischen Par- 

listiSCh' den Wahlen sind auch die Sozia- 
S°2ialr|6 lnternationale und die deutschen 
9en mokraten. Trotz vieler Bemühun- 
gen vv ^Usammenarbeit und entgegen 
Partei arnun9en der sozialdemokratischen 

en von Venezuela, Costa Rica und 

Panama haben die Sozialistische Interna- 
tionale und die SPD die linken Kräfte in El 
Salvador in ihrem Wahlboykott unterstützt 
und ermuntert. 
Auch jetzt noch, nachdem feststeht, daß 
mehr als 80 Prozent der Salvadorianer 
sich an diesen Wahlen beteiligt und die in- 
ternationalen Beobachter deren korrekten 
Ablauf bestätigt haben, hält die SPD daran 
fest, es habe sich um eine Farce gehan- 
delt. Auch wenn die Sozialisten in El Sal- 
vador, wie Brandt und Wischnewski be- 
zeugen können, über nicht viele Anhänger 
verfügen, so wären doch zehn bis 15 Pro- 
zent der Stimmen mindestens auf die 
Linksparteien entfallen. 
Ein solches Wahlergebnis hätte eine Re- 
gierungsbildung der Mitte ermöglicht. Der 
von der SPD unterstützte Wahlboykott 
war daher ein schwerer Fehler und ein 
entscheidender Grund für die Mehrheit 
der Rechtsextremisten in der jetzigen ver- 
fassungsgebenden Versammlung El Sal- 
vadors. Ein weiterer Grund lag in der bru- 
talen Terrorkampagne der linken Guerilla, 
die vor den Wahlen und am Wahltag selbst 
für jeden sichtbar machte, wie sie es mit 
der Demokratie hält. 

Ich wiederhole noch einmal meinen Aufruf 
an die Sozialistische Internationale und 
die Sozialdemokraten, ihre Haltung zu 
überdenken und endlich in Lateinamerika 
mit den Christlichen Demokraten zusam- 
menzuarbeiten. Überall dort, wo Christli- 
che Demokraten und Sozialdemokraten 
einen gemeinsamen demokratischen Kon- 
sens vertreten und die jeweiligen Wahler- 
gebnisse   gegenseitig   respektieren,   ist 
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auch die demokratische Stabilität gesi- 
chert — so zum Beispiel in Venezuela, in 
Costa Rica, in Jamaica, in Equador. Wo 
demokratische Sozialisten und Christliche 
Demokraten zur Zusammenarbeit nicht 
finden, sind das Ergebnis linke oder rech- 
te Diktaturen. Weder das eine noch das 
andere kann nicht im Ernst Ziel der Politik 
der Sozialistischen Internationale in La- 
teinamerika sein. 

Der Bundesregierung muß der Vorwurf 
gemacht werden, daß sie es seit Jahren 
trotz mehrfacher mündlicher Zusicherung 
abgelehnt hat, den Reformkurs der Mitte, 
den die Christlichen Demokraten und die 
bisher die Verantwortung tragende Militär- 
regierung in El Salvador eingeschlagen 
hatten, zu unterstützen. Die Bundesregie- 
rung muß sich vorwerfen lassen, daß sie 
eine überproportional hohe Entwicklungs- 
hilfe an Nicaragua leistet, sogar U-Boote 
an Chile verkaufen wollte, sich aber wei- 
gert, die Entwicklungshilfe für El Salvador 
fortzusetzen. Diese Hilfe wäre dringend 
notwendig gewesen, um die von den 
Christlichen Demokraten begonnene 
Landreform und damit die innere Stabili- 
sierung zu einem raschen Erfolg zu füh- 
ren. Daß der Bundesaußenminister seine 
Mittelamerika-Konzeption gegen die SPD 
nicht durchsetzen konnte, ist ein weiteres 
trauriges Kapitel dieser Regierungskoali- 
tion. 

Die CDU wünscht, daß es den Christlichen 
Demokraten als stärkster politischer Kraft 
in El Salvador gelingen wird, weiterhin Re- 
gierungsverantwortung zu tragen, weil nur 
so ein Fortgang der Reformpolitik und ei- 
ne allmähliche Befriedigung des Landes 
gesichert ist. Demgegenüber muß jede 
Beteiligung des Führers der ultrarechten 
Nationalistischen Republikanischen Al- 
lianz (ARENA) an der Macht allergrößte 
Besorgnis auslösen. Dessen Konzept ei- 
nes totalen Krieges bei den inneren Aus- 
einandersetzungen in El Salvador würde 

das Land in noch größeres Elend stürzen- 
Mit Nachdruck hoffen wir, daß Duarte und 
seine Freunde die Chance haben, den ein 
fluß der Rechten bis zu den Präsident- 
schaftswahlen 1983 zu neutralisiere^- 
Hierzu brauchen sie weiterhin unsere voll 
Solidarität. 

• 

Zur Entwicklung in El Salvador erklärt de 
außenpolitische Sprecher der Bundes 
tagsfraktion MdB Alois Mertes (Ger0' 
stein): 
Der     stellvertretende     SPD-Vorsitzende 
Koschnick hat in Mexiko zu Recht vor & 
ner Abwertung der Wahlen in El Salvad 
als „Farce" gewarnt. Genau das aber..1|-fl 
sein Vorsitzender Brandt, wenn er abfä"^ 
von „sogenannten Wahlen" spricht; u 
wenn er seinen Stellvertreter Koschm 
wegen dessen realistischer Äußerung 
über El Salvador damit verspottet, sein« 
Genossen hätte nicht die richtige UD 

setzung der richtigen Papiere vorgelegt • 
Brandt  fühlt  sich  dabei  auch  von  *\ 
schnicks Kritik an der einseitigen Bess 
wisserei getroffen, die in Europa weit W ^ 
vom Schuß den Zeigefinger erhebt, Üb<3r 

Afghanistan aber schweigt. Wenn jetzt 
Gefahr besteht, daß Napoleon Duarte & 
Mann der Mitte um die Früchte des Cnr' 
lich-demokratischen  Wahlerfolges  k>et 
gen wird, so liegt das auch daran, daß 
SPD in den letzten zwei Jahren ihre & 
flußmöglichkeit auf die Sozialdemokra 
El Salvadors zugunsten einer aktiven ' . 
nähme an der demokratischen Willens 
dung nicht genützt hat. Führende de 
sehe Sozialdemokraten haben sogar    ( 
linksextremen    Gegner    demokratisc 
Wahlen   durch   Lächerlichmachung 
Wahlen begünstigt. 

sen 
Jetzt glaubt Brandt, es besser zu wis 
als diejenigen, die sich durch eigenen     . 
genschein überzeugt haben — CDvJ 
hatte Wahlbeobachter entsandt — und 
sein Parteifreund Koschnick. 
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KA-STIFTUNG 

Die politische Bildung wurde auf 
aHen Ebenen weitergefördert 
,e Konrad-Adenauer-Stiftung in 

, a"kt Augustin bei Bonn hat ihren 
Jahresbericht für 1981 vorgelegt, 
"emnach betrug der Gesamtetat der 
^•nung 1981 109,2 Mill. DM. Davon 
entfielen im einzelnen auf die Politi- 
sche Akademie Eichholz 5,6 Mill. DM, 
[jas Bildungswerk 6,1 Mill. DM, das 
"stitut für Begabtenförderung 14,2 
*'»• DM, das Archiv für Christlich- 

emokratische Politik 2,6 Mill. DM, 
•• Institut für Kommunalwissen- 
cnaften 2,3 Mill. DM, das Sozialwis- 

5 q
n?cnaftlicne Forschungsinstitut 

t £ Mill. DM, das Institut für Interna- 

•üf ?6 So,idaritat 59 Mil1- DM und 

.   ' den Träger für zentrale Aufgaben 
n "*• und Ausland 13,5 Mill. DM. 

Q'e Arbeit der sieben Institute der Stif- 
foint- • gestaltete sich im einzelnen wie 
seh DDie 9runQ,|a9enverm'ttelnde politi- 
Aufn ^ildun9sarbeit zählt zu den zentralen 
,    gaben der Konrad-Adenauer-Stiftung. 

Jahre   1981   wurde 
Wa

n
h
WerPunktmäßig   von 

der 3enommen — vom Bildungswerk und 
D    Politischen Akademie Eichholz: 

der pnhaltliche Schwerpunkt der Arbeit 
Unt   

ol,t'schen Akademie Eichholz stand 

^it m dem Leittnema: «Fur eine Zukunft 
°berthnSChlichem Gesicht"- Unter diesem 
tunn wurden zahlreiche Veranstal- 
anennT

dürchgeführt- Die Veransta|tungs- 
te   T"   rain'ngs- und Fortbildungsangebo- 

diese   Aufgabe 
zwei   Instituten 

[Q      -j-  'jjw    uiiu  i  ui luiiuuiiyoaiiycuu- 

für   «fangen,  Fachtagungen,  Tagungen 
Eichh es°ndere   Zielgruppen,   Seminare, 
ein kn»    oche' Ver*anstaltungsreihen und 

- *u|tureltes „Begleitprogramm". 

Die Veranstaltungen des Bildungswerkes 
mit seinem regional angelegten, praxisbe- 
zogenen Bildungsangebot über acht Au- 
ßenstellen besuchten 1981 weit über 
30 000 Teilnehmer. Unter Berücksichti- 
gung ihrer „Nähe zur Politik" lassen sich 
die Angebote der Außenstellen folgender- 
maßen strukturieren: Weiterbildung für 
Verantwortliche in Politik und Gesell- 
schaft, öffentlichkeitswirksame Veranstal- 
tungen, Fachtagungen, Grundlagensemi- 
nare, Seminare für junge Erwachsene, Se- 
minare für Familien, Veranstaltungen zum 
Themenbereich „Geschichte und Gegen- 
wart". 

42,3 Prozent der Teilnehmer waren Schü- 
ler, Studenten und Auszubildende, und 
55,6 Prozent waren bis zu 30 Jahre alt. Im 
Jahre 1981 wurden 859 deutsche Studen- 
ten, 303 deutsche Graduierte und 368 
ausländische Studenten und Graduierte 
durch das Institut für Begabtenförderung 
gefördert. 

Das Archiv für Christlich-Demokratische 
Politik sammelt das Archivgut aller Gliede- 
rungen der Union. Neben diesen Akten 
der Parteigremien werden die Materialien 
maßgebender Politiker der Union, ver- 
wandter Parteien sowie deren Vorläufer 
vor 1933 (z. B. Zentrum, CSVD) archiviert. 
Der gesamte Bestand umfaßt zur Zeit weit 
über 500 Nummern. Wesentlichen Zugang 
erhielten auch die Plakat- und die Foto- 
sammlung. Insgesamt sind ca. 2 700 Pla- 
kate und ca. 20 000 Fotos archiviert. Wei- 
ter angewachsen ist ebenfalls die Ton- 
band- und Filmsammlung. 

Durch Veröffentlichungen und Tagungen 
zeigte das Archiv den Beitrag der Union 
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am geistigen und materiellen Wiederauf- 
bau der Bundesrepublik Deutschland auf. 
Das Institut für Kommunalwissenschaften 
konnte im Jahr 1981 seine Mittlerfunktion 
zwischen Wissenschaft, Politik, Verwal- 
tung und Bürger weiter ausbauen. Zu 
zahlreichen aktuellen und grundsätzlichen 
kommunalpolitischen Problemen wurden 
Forschungsprojekte durchgeführt und da- 
bei Vertreter der Wissenschaft, Politik und 
Verwaltung beteiligt. Es wurde wiederum 
versucht, die Ergebnisse dieser Arbeiten 
möglichst praxis- und bürgernah umzu- 
setzen, um auf diese Weise vielfältige Ent- 
scheidungs- und Orientierungshilfen ge- 
ben zu können. Zahlreiche Veröffentli- 
chungen, Veranstaltungen, Beratungen 
vor Ort und in verschiedenen Gremien do- 
kumentieren die zahlreichen Aktivitäten 
des Instituts nach außen. 

Im Vordergrund aller Arbeiten standen vor 
allem die folgenden Projekte: Kommunale 
Kulturpolitik, Gruppenarbeit mit arbeitslo- 
sen Jugendlichen, Politik für ältere Men- 
schen, Parkprobleme in der Stadt, kom- 
munale Energieversorgungskonzepte, 
Durchführung von Konjunkturprogram- 
men, kommunale Selbstverwaltung. 

Das Jahr 1981 stand für das Sozialwissen- 
schaftliche Forschungsinstitut im Zeichen 
der Konzentration auf grundsätzliche bzw. 
langfristige Probleme. Im internationalen 
Bereich dagegen forderten die Regie- 
rungswechsel in den USA und Frankreich 
verstärkte Bemühungen um Neueinschät- 
zungen der Politiken dieser Länder gera- 
dezu heraus. 

Besondere Bedeutung erlangte die Ta- 
gung über den Neo-Konservatismus in 
den Vereinigten Staaten und seine Aus- 
wirkungen auf die Atlantische Allianz. Die 
gesamte „neokonservative" Elite, aber 
auch prominente Alt-Konservative und ak- 
tive Politiker waren aus den USA ange- 
reist, um mit deutschen Intellektuellen, 
Politikern und Publizisten die Bedeutung 
der Trendwende in den Vereinigten Staa- 
ten zu diskutieren. Es wurde dies nicht 

nur die größte, sondern auch die bedeu- 
tendste Konferenz in der Geschichte des 
Sozialwissenschaftlichen Forschungsinsti- 
tutes. 
Hervorzuheben ist ferner der Forschungs- 
bericht über „Arbeitslose Frauen im Span- 
nungsfeld zwischen Erwerbstätigkeit und 
Hausfrauenrolle", die Weiterführung der 
repräsentativen Analysen zur politischen 
Kultur, zu den Wertorientierungen und 
dem Verhalten Jugendlicher sowie über 
die Rolle der Gewerkschaften in Westeu- 
ropa. 
Im Jahre 1981 förderte die Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung durch das Institut für Inter 
nationale Solidarität 150 Projekte in 
Ländern der Dritten Welt. Nicht nur Pro- 
jektmaßnahmen wurden gefördert, son- 
dern auch personelle Hilfe wurde angebo- 
ten. Ende 1981 arbeiteten 70 deutsche 
Fachleute als Vertretung der Stiftung und 
als Projektberater in den Entwicklungslän- 
dern. Gefördert wurden Maßnahmen ' 
den sozialen, gesellschaftlichen, kulture' 
len und wirtschaftlichen Sektoren der £t\" 
Wicklung, nicht in den technischen, me ' 
zinischen   oder   naturwissenschaftliche 
Bereichen. 
Das Büro für Internationale Zusammen^ 

65 

beit mit seinen zehn Außenstellen in den 

verschiedenen Hauptstädten Europas un 
des Atlantischen Bündnisses diente de 
Informationsaustausch und der Vertiefung 
von Kontakten vornehmlich durch die Ve 
anstaltung einer Reihe von international 
Tagungen und Konferenzen. In der Villa 

„La Collina" in Cadenabbia (Corner Seeh 
dem  europäischen   Begegnungszentru 
der Stiftung, fanden 23 Veranstaltunge 
mit 590 Teilnehmern statt. 

Der Jahresbericht 1981 kann bei der Pre-j' 
sestelle der Konrad-Adenauer-Stiftung an 

gefordert werden: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
— Pressestelle — 
Rathausallee 12 
5205 St. Augustin 1 
Telefon (0 22 41) 19 64 35/6 
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STICHWORT 

Neuwahlen 
n'al-JÜn9Sten Wahler9ebnisse bei Kommu- 
fel~ Und Landta9swahlen haben die Zwei- 

gie
V

r
erStärkt' °b die SPD/FDp-Bundesre- 

befr?9 n°Ch den notwendl9en Rückhalt 
imm Wählern hat Deshalb taucht auch 
zUrJ

>r
n
häuf'9er die Frage nach Neuwahlen 

Putschen Bundestag auf. 

0 GrtJndgesetz der Bundesrepublik 
WahfChland 9eht von einer vierjährigen 
sun 

Periode aus- El'ne vorzeitige Auflö- 
set? d6S Bundestages läßt das Grundge- 
iven 

nur in zwei Fällen zu. Einmal dann, 
trfln    der Dundeskanzler auf seinen An- 
^raQ   ih """   *"*"'   *""'"*" /_1" 
im ö das Vertrauen auszusprechen, 

Undestag keine Mehrheit erhält. Arti- 

»Find At>S' 1 dSS Grund9esetzes lautet: 
ihm V ein Antrag des Bundeskanzlers, 
die ? aS. Vertrauen auszusprechen, nicht 
tfer 0St,mmun9 der Mehrheit der Mitg/ie- 
tfeSD 6S Dundestages, so kann der Bun- 

kar£teS'de.nt 3Uf Vorscnla9 des Bundes- 
^UnJrS binnen einundzwanzig Tagen den 
sUnQ

eStag auf,ösen. Das Recht zur Auflö- 
4erM

eruSCht' sobald der Bundestag mit 
ren 

ehrneit seiner Mitglieder einen ande- 
aundeskanzler wählt." 

BUnde "S'tern der Vertrauensfrage für den 
des B

Skanz,er muß also der Auflösung 
^skannfesta9es vorausgehen. Der Bun- 
trauensf SelÖSt muß mit seiner Ver~ 
^entsg J.?e   das   Verfahren   zur  Parla- 
Ser Mö l°SUng in Gang setzen. Von die- 
6randt9,Q7keit hat der damal'9e Kanzler 
Un<* Fop Gebrauch gemacht, als SPD 
he't men 'm Buncjestag über keine Mehr- 
UnfähiQ 

r Verfü9ten und damit regierungs- 
9ew°rden waren. Brandt sah sich 

deshalb gezwungen, durch die Stellung 
der Vertrauensfrage den Weg für Neuwah- 
len freizumachen 

Doch selbst, wenn der Bundestag dem 
Kanzler nicht das Vertrauen ausspricht, ist 
dieser nicht verpflichtet, dem Bundesprä- 
sidenten die Auflösung des Parlaments 
vorzuschlagen. Nach dem Grundgesetz 
braucht der Kanzler überhaupt nicht auf 
das ablehnende Votum zu reagieren. 

Der Bundespräsident seinerseits hat kein 
eigenes unabhängiges Recht, den Bun- 
destag aufzulösen. Er kann jedoch wäh- 
len, ob er nach einer abgelehnten Ver- 
trauensfrage des Bundeskanzlers auf des- 
sen Vorschlag hin das Parlament auflösen 
will oder nicht. Der Bundespräsident muß 
dabei zumindest eine angemessene Frist 
verstreichen lassen, um dem Bundestag 
die Chance zur Wahl eines neuen Kanz- 
lers offenzuhalten. Denn das Recht des 
Bundespräsidenten zur Auflösung des 
Bundestages erlischt gemäß Artikel 6ß 
GG, sobald der Bundestag einen neuen 
Bundeskanzler gewählt hat. 

Zum anderen kann der Bundespräsident 
den Bundestag auch auflösen, wenn der 
Bundestag nach seiner Konstituierung 
oder nach dem Rücktritt des amtierenden 
Bundeskanzlers in drei Wahlgängen nicht 
in der Lage ist, einen Bundeskanzler mit 
der Mehrheit der Mitglieder des Hauses 
zu wählen. Die beiden ersten Wahlgänge 
müssen nach Artikel 63 Abs. 3 GG binnen 
vierzehn Tagen erfolgen; der dritte Wahl- 
gang muß gemäß Artikel 63 Abs. 4 GG un- 
verzüglich nach Ablauf dieser Frist vorge- 
nommen werden. Der Bundespräsident 
muß nach Artikel 63 Abs. 4 GG einen 
Kanzlerkandidaten, der zwar im dritten 
Wahlgang die meisten Stimmen, jedoch 
nicht die absolute Mehrheit erhalten hat, 
binnen sieben Tagen danach ernennen 
oder den Bundestag auflösen. 
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ZITATE 

Kanzlers Scherze 
Als in diesem Jahr zum ersten Mal Mel- 
dungen über eine Umbildung des Bundes- 
kabinetts auftauchten, reagierte der Kanz- 
ler scheinbar gelassen. „ Karnevalsscherz" 
kommentierte er. Karneval ging vorüber, 
nichts passierte. Dann kamen wieder die 
Gerüchte um Ablösungen von Ministern. 
Wieder reagierte der Kanzler scheinbar 
gelassen. „Aprilscherz" befand er vor der 
Fernsehkamera. Der 1. April ging vorüber, 
und am Morgen des 2. April gab der Re- 
gierungssprecher erstmals zu, daß die 
Scherze Wahrheit sind. Das Kabinett wird 
umgebildet. 
Manchmal möchte man bei Bonns Regie- 
renden Mäuschen spielen. Besonders 
dann, wenn der Kanzler im Beraterkreis 
berät, wie er was dem Wähler sagt. Wie 
war das noch mit dem Herzschrittma- 
cher? Zuerst war nichts, dann war der 
Kanzler leicht krank, dann mittelschwer. 
Dann war er wieder fit. Dann kamen „Kar- 
nevalsscherz" und „Aprilscherz". Und 
jetzt ist des Kanzlers Glaubwürdigkeit 
schwer angeschlagen. 
Helmut Schmidt hat die Bundesrepublik 

auch deshalb so lange so unangefochj 
regiert,  weil er besser als jeder ar)ö

m. 
verstand, das Fernsehen als Herrschan 
mitte! einzusetzen.  Die Glaubwürdige' ' 
die er da erwarb, setzt er jetzt für W2'^ 
stige Machterhaltungs-Spielchen ein u t 

verspekuliert   sie.    Gelassenheit,   Ern'( 
Scherz - alles nur Taktik. Der Kanz' 
wird sich noch wundern, wie schnell 
Zuschauer diese Lektion begreifen.        . 

Rheinische Post, 3. April 1*°* 
• 

Neue Köpfe reichen nicht ^ 
Kölnische Rundschau, 3. April W 

Aber auch bei seinen zeitlichen ut>eL^ 
gungen für eine Kabinettsumbildung ° 
i. _/ i/~~-.inr «.•». i^istir^h.nr Fohler u., te dem Kanzler ein taktischer Fehle'' un- terlaufen   sein.   „Eine   Regierungsu^ ^ 
dung vom 1. April bis 1. Mai ist Unsinn    ( 

zü<* so hat ein FDP-Politiker seinen 
über die anhaltenden Diskussioneni -- r 
Ausdruck gebracht. Ein taktischer ret 
von Schmidt könnte auch darin besten 
daß die ohnehin schwache Kabinetts^., 
ziplin weiter nachläßt und die SPD'M ^ 
ster,  die keine Zukunft mehr haben ^ 
auch auf dem Parteitag in München 
keine Rücksichten mehr auf den Pey 
rungschef nehmen müssen. ^ 

Die Welt, 3. April1*^ 
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